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Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung»

Ja
Ja
Ja

mw*

Gesetz BetrVG §§ 72 ff., BGB §§ 148, 150, ZPO § 3o4

Leitsätze*
*. Im Falle einer geplanten Betriebsstillegung können 

Abfindungszahlungen Gegenstand eines Interessenaus­
gleichs i S des § 72 Abs, 2 Satz 1 BetrVG sein.
Ob auch eine Vermittlungsstelle nach § 72 Abs. 2 
Satz 2 BetrVG Abfindungszahlungen festsetzen kann, 
bleibt offen.

2. Dem Unternehmer, der den Betriebsrat bei einer ge­
planten Stillegung völlig übergeht, steht derjenige 
gleich, der nach anfänglicher Einschaltung des Be­
triebsrats, bei der es nicht zu einem Interessenaus­
gleich gekommen ist, das im Gesetz voxgeschriebene 
Verfahren nicht voll ausschopft (Bestätigung von BAG 
AP Nr 6 zu § 72 BetrVG). Auf ein Verschulden oder 
eine Vorwerfbarkeit auf Seiten des Unternehmers Kommt 
es dabei nicht an.

5. Macht ein Betriebsrat seine Zustimmung zu einer Be-
tilebsstillegung von der Zahlung von Abfandungen sei­
tens des Unternehmers an die Belegschaft oder an Teile 
von ihr abhängig, so ist ein Interessenausgleich dann 
nicht zustande gekommen, wenn keine Einigung üoer die 
Höhe der Abfindungen erfolgt.

Aktenzeichen 1 A2R 4o8/69
Urteil des BAG vom 2o. November 197o LAG Düsseldorf
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1231-AZRJo8/6§
4 Sa 57/69 Düsseldorf
Verkündet am 
2o November 1970

taffi RRRRR0H CRp8 ■
gez, Henkelmann, 
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen
der

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichta auf» 
grund der mündlichen Verhandlung vom 2 5. Oktober 1970 
durch den Präsidenten Professor Dr Müller, die Bun­
desrichter Wichmann und Wendel ^owie die Bundesar- 
beitsrichter Dr Göbel und Gnade für Recht erkannt

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 9 
Juni 1969 - 4 Sa 5 7 /6 9 - aufgehoben 
Auf die Berufung der Kipper werden die Ur­
teile des Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 25 
Dezember 1968 - 5 Ca 45ö/68j 4 5 2 /6 8 und 482/68 ~ 
abgeändert
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Die Klageforderungen sind dem Grund nach gerecht­
fertigt.
Wegen der Höhe der Abfindungen und der Kosten, 
des Rechtsstreits* einschließlich der Kosten 
der Revision, wird die Sache zur erneuten Ver­
handlung und Entscheidung an das Landesarbeits- 
gericht zurückverwiesen

V o n  R e c h t s  w e g e n  * 

Tatbestand^

Die Beklagte, deren Hauptbetrieb sich ln K 
befindet, unterhielt bis Frühjahr 1969 in W 
einen selbständigen Zweigbetrieb mit etwa 60 Arbeit­
nehmern In diesem waren die Kläger als Arbeiter be­
schäftigt, und zwar die Klägerin Ba seit 19^4, die 
Klägerin Br seit 1954 und der Klager P
seit 1924 Ihre Arbeitsverhaltnisse wurden von der 
Beklagten im zweiten Halbjahr 1968 fristgemäß gekün­
digt

Die Kündigungen erfolgten, weil die Beklagte die 
Stillegung ihres Zweigbetriebes beabsichtigte. Von die­
ser Absicht machte sie dem Betriebsrat vor Weihnachten
1967 Mitteilung, Zwischen Weihnachten 1967 und Neujahr
1968 kündigte sie ihren Angestellten Diese Kündigun­
gen wurden, nachdem die Anhörung des Betriebsrats nach­
geholt war, wiederholt

Am 22 Februar 1968 setzte die Beklagte den Be­
triebsrat davon in Kenntnis, daß die Stillegung für den 
3o September 1968 vorgesehen sei Der Betriebsrat ant­
wortete der Beklagten mit Schreiben vom 1 Marz 1968, 
m  dem er auf sein Mitbestimmungsrecht hinwies und

-  5 -
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"zwecks Herbeiführung eines Interessenausgleichs" 
mit der Bitte, bis zum 22 Marz 1968 hierzu Stellung 
zu nehmen, einen Vorschlag Uber die Abfindung derje­
nigen Belegschaftsmitglieder machte, die dem Betrieb 
langer als ein Jahr angehorten. Die Beklagte erwi­
derte hierauf mit Schreiben vom 27 März 1968 Sie 
veitrat darin die Ansicht, daß das wirtschaftliche 
Mitbestimmungsrecht "nicht grundsätzlich und nur unter 
ganz besonderen zwingenden Voraussetzungen einen Ent­
schädigungsanspruch" vorsehe Zu der Abfindungsforde­
ring aes Betriebsrats machte sie "unabhängig von der 
Rechtslage und ohne uns präjudizieren zu wollen" einen 
Gegenvorschlag, der unter dem Vorschlag des Betriebs- 
lats blieb Am 28 Marz 1968 fand eine Besprechung der 
Beklagten mit dem Betriebsrat statt Eine Einigung 
über die Hohe der Abfindungen wurde nicht erzielt 
Eine dritte Stelle, insbesondere eine Vermittlungs­
stelle nach §§ 72 ff BetrVG, wurde von keiner Seite 
angerufen

Der Vorsitzende des Betriebsrats und ein wei­
teres Mitglied desselben schieden im Sommer 1968 auf­
grund eigener Kündigungen aus

Die Klager begehren im Prozeß eine Abfindung 
gemäß $ 74 BetrVG Sie haben beantragt, die Beklagte 
zu vei ui teilen,
an die Klägerin Ba 7 92o,—  DM
an die Klägerin Br 7 92o,—  DM und
an den Klager P 9 t2o,*—  DM zu zahlen

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt Sie 
ist der Ansicht, die Voraussetzungen des § 74 BetrVG 
seien nicht gegeben, aa der Betriebsrat der Stille­
gung mindestens stillschweigend zugestimmt habe.,

Beide Vorinstanzen haben die Klage abgew^esen 
Mit der Revision verfolgen die Klager ±nre vorerwahn-
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ten Anträge weiter Die Beklagte bittet um Zurück­
weisung der Revision

Entsc^eidungsgründe __

I Das Landesaibeltsgerlcht meinte der vorliegende 
Streitfall sei insofern anders gelagert als der in der 
Entscheidung des erkennenden Senats BAG Io, 329 ff - 
AP Nr 2 zu § 72 BetrVG behandelte, wie hier die Be­
klagte den Betriebsrat frühzeitig und ausreichend über 
die geplante Stillegung und die Gründe hierfür unter­
richtet habe Wenn der Betriebsrat seine Zustimmung zu 
der Stillegung vielleicht auch nicht ausdrücklich er­
teilt habe, so habe er die Stillegung jedoch nicht ab­
gelehnt, er habe Uber sie nicht einmal diskutiert. In­
dem er nur über die Abfindungen verhandelt habe, habe 
er der Stillegung zumindest stillschweigend zugestj.mrnc 
Der Anrufung der Vermittlungsstelle habe es nicht be­
durft, Diese Anrufung könne nur dann erfolgen, wenn 
ein Interessenausgleich zwischen Unternehmer und Be­
triebsrat nicht zustande gekommen sei Das Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats erstrecke sich ndmlich 
ausschließlich und allem auf die in § 72 Abs 1 BetrVG 
erschöpfend aufgezahlten Palle einer Betnebsanderung 
und umfasse nicht das Recht, z B im Falle einer Be­
triebsstillegung die Zahlung einer Abfindung zu verlan­
gen Auch in dem zur Veröffentlichung in der Amtllcnen 
Sammlung bestimmten Urteil AP Nr 6 zu § 72 BetrVG haoe 
dei erkennende Senat einen Anspruch aus § 74 BetrVG 
nur für den Pall bejaht, daß ein Interessenausglej.cn 
nicht einmal versucht worden sex

Pur das Pehlen eines "Interessenausgleichs"(soll 
wohl heißen "eines Interessengegensatzes") sprecnen 
feiner aie Kündigungen des Betriebsratsvorsitzenden

- 5 ~
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und des weiteren Betriebsratsmitglieds im Sommer 
1968, ohne daß von einer Abfindung nochmals die Rede 
gewesen sei Schließlich habe die Beklagte den von der 
Stillegung betroffenen Arbeitnehmern bei der Erlang 
gung eines anderen Arbeitsplatzes zu helfen versucht 
und sich bereit erklärt, sie kostenlos zum Hauptwerk 
in K zu fahren, dazu habe der Betriebsrat eben­
falls nicht Stellung genommen
II 1. Die Revision bekämpft vor allem die Ansicht 
des Landesarbeitsgerichts, daß ein Interessenaus­
gleich im Sinne von § 72 BetrVG sich nicht in einer 
Vereinbarung über Abfindungszahlungen erschöpfen 
könne. Sie meint, der Zweite Senat des Bundesarbeits­
gerichte habe bereits in der Entscheidung AP Nr 17 
zu § 13 KSchG (dort allerdings nicht mit abgedruckt) 
eine andere Auffassung als das Landesarbeitsgericht 
vertreten.

Das trifft allerdings nicht zu Zwar hat der 
Zweite Senat aaO den Vorschlag der Vermittlungs­
stelle insoweit, wie er Abfindungen festgesetzt natte, 
nicht für unzulässig erklärt, er hat aber nicht ge- 
piüft, ob die Vermittlungsstelle zur Festsetzung von 
Abfindungen berechtigt war. Offenbar hat er, wozu er 
bei seiner Begründung in der Lage war, die Unbedenk­
lichkeit des Spruchs der Vermittlungsstelle zugunsten 
des dortigen Klägers lediglich unterstellt

Selbst wenn Jedoch anzunehmen ware, daß eine 
Vermittlungsstelle keine Abfindungen festsetzen 
dar!, so spricht das noch nicht gegen die Berechti­
gung des Betriebsrats, seine Zustimmung zu einer 
Stillegung von Abfindungszahlungen abhängig zu ma­
chen Dieser von der Revision vertretenen Ansicnt 
ist zuzustimmen

-  6 -
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a) In Rechtsprechung und Lehre sind die Auffassun­
gen zu dem hier in Rede stehenden Komplex unterschied­
lich Die Ansicht des Landesarbeitsgerichts wird ge­
teilt von Fitting-Kraegeloh-Auffarth* BetrVG* 9 Aufl *
§ 75 Anm. Io* Dietz* BetrVG* 4 Aufl * § 75 Anm 7 b* 
Matthes* DB 67* 1175 [1177]* Gaul* Theorie und Praxis 
der Einigungs- und Vermittlungsstelle* S 2o5 f * Pün- 
nel* AuR 6 6* 69 [75], Bohn*SAE 54* 5°, LAG Kiel* BB 55, 
I062 f Nicht eindeutig äußern sich hierzu Hiersemann*
SAE 6 8* 184, Galperin, BB 6 7* 469, Galperin-Siebert* 
BetrVG* 4 Aufl * § 75 Anm 22 Anderer Ansicht als das 
Landesarbeitsgericht**hinsichtlich der Befugnisse des 
Betriebsrats ist Brill, DB 67* 121 Die der Auffassung 
dos Landesarbeitsgerichts überhaupt entgegengesetzte 
Ansicht wird vertreten von Rumpff* DB 6 7* 162 [165], 
derselbe. Mitbestimmungsgespräche 6 6* 219, derselbe* 
aaO 6 8* 22 [*5 5], Kalb* RdA 6 5* 567 [571]
b) Was unter einem Interessenausgleich zu verstehen 
ist* sagt das Gesetz nicht Im Betriebsrategesetz 192o 
una im Arbeitsordnungsgesetz wurde der Ausdruck nicht 
verwandt Im SFD-Entwurf* Drucksache Nr 1229 (diese 
und die folgenden Zitate beziehen sich auf die erste 
Wahlperiode des Bundestags soweit nicht anders vermerkt)* 
war auf S 7 im § 15 Abs 2 von "Verständigung" die Rede 
Im CDU-Entwurf* Drucksache Nr 97o, hieß es auf S 15
m  § 45, der Betriebsrat könne die Vermittlung und Ent­
scheidung eines Schiedsmannes oder eines Schiedsaus- 
schusses anrufen* um einen Interessenausgleich heroei- 
zuluhren Der Abgeordnete Dr Schroder, der diesen Ent­
wurf vor aem Plenum begründete* hat in seiner Erklärung 
vom 27 Juli 195o (Protokolle S 2955) das Wort 11 Inter­
essenausgleich" ohne einschränkenden Zusatz verwendet 
Ebenso findet sich dieses Wort in den Kurzprotokollen 
dei 17 una 18 Sitzung des Arbeitskreises de” Ausscnusse

-  7 -
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fur Arbeit und für Wirtschaftspolitik vom 8 und 9 
Februar 1951# und zwar auch dort ohne weitere Erläu­
terung Im Antrag der SPD» Drucksache Nr. V/3 6 5 8 auf 
S 15 zu § 72 BetrVG» ist die Rede von einem "Inter­
essenausgleich in Form einer BetriebsVereinbarung 
(Sozialplan)" In der Bundestagsdrueksache Nr 5585 
S 15j> dem Ausschußbericht» dem der Gesetzeswortlaut 
m  der Form zugrunde lag» wie er später ohne Änderung 
Gesetz geworden ist» wird statt von "Interessenaus­
gleich" von "Einigung" gesprochen.

Die Entstehungsgeschichte des Gesetzes spricht 
also jedenfalls nicht dagegen» unter einem Interes­
senausgleich eine solche Verständigung oder Einigung 
zu verstehen» die Abfindungsleistungen an Arbeitneh­
mer mit umfaßt
c) Der Begriff des Interessenausgleichs zwingt nicht 
dazu» ihn so einengend auszulegen» wie es das Landes­
arbeitsgericht tut» das Gegenteil ist vielmehr der 
Fall

Die Interessen, die ausgeglichen werden sollen 
sind die des Unternehmers an der Durchführung der von 
ihm beabsichtigten Maßnahme und die der Belegschaft 
an der Vermeidung von wesentlichen Nachteilen im 
Sinne von § 72 Abs 1 Satz 1 BetrVG Die Regelung des 
§ 72 Abs 1 BetrVG sieht» wie es nur natürlich ist, 
hier jedenfalls die Möglichkeit eines Interessenge­
gensatzes gegeben» der auch durchweg in Erscheinung 
tritt Wenn dann § 72 Abs 2 BetrVG schlicht von 
einem Interessenausgleich spricht» ist eine Abstim­
mung jener Interessen gemeint. Vom Sinne eines derar­
tigen Interessenausgleichs her ist es zu eng gesenen, 
wenn die Revision die Ansicht vertritt, es könne sich 
m  den Fallen vorliegender Art nur um Stillegung oder 
NichtStillegung handeln, es kann auch eine Hinaus-
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Schiebung oder Einschränkung in Betracht kommen.
Warum Abfindungen ausscheiden sollen, ist aber eben­
so wenig einzusehen Sie vermögen ebenfalls Härten 
für die Entlassenen zu mildern* Insoweit findet also 
in der Tat ein XAusgleich" statt Ausgleich ist näm­
lich ln erster Linie nichts anderes als die Annähe­
rung der beiderseitigen Standpunkte, eine Angleichung 
der beiderseits verfolgten Ziele, eine Verringerung 
der Härten, die sich für den Unternehmer ergeben wur­
den, wenn er die von ihm beabsichtigten Maßnahmen 
nicht durchführen durfte, und die sich für die Aroeit- 
nehmer ergeben würden, wenn sie ihren Arbeitsplatz 
entschädigungslos verlören Die Zahlung einer Entschä­
digung (Abfindung) für den Verlust des Arbeitsplatzes 
ist somit mit dem Begriff des Interessenausgleichs 
vereinbar Ihn ausschließlich auf die Frage zu bezie­
hen, ob die Betriebsänderungen des § 72 £bs» 1 BetrVG 
\orgenommen werden oder nicht, bedeutet, von vornher­
ein die Belange des Unternehmens, insbesondere aber 
die der Belegschaft und ihrer Angehörigen verkürzt 
zu sehen Diese Betriebsänderungen berühren nachnal- 
tig das Schicksal des Unternehmens und damit des Un­
ternehmers, nicht zuletzt aber auch das der Arbeit­
nehmer Soll ein Interessenausgleich überhaupt sinn­
voll sein, muß er die letzteren Gegebenheiten berück­
sichtigen können Dann aber sina Abfindungen zugunsten 
dei Arbeitnehmer nicht auszuschließen

Dies entspricht dem recht verstandenen sozialen 
Schutzgedanken, der dem sozialen Mitbestimmungsrecht 
in wirtschaftlichen Angelegenheiten zugrunde liegt 
(siehe BAG AP Nr* 6 zu § 72 BetrVG) Wie dj.e Ta^oe- 
stande des § 72 Abs 1 BetrVG, bei deren Voriiegen 
dieses Mitbestimmungsrecht zur Geltung Kommt, ein­
deutig zeigen, besteht es mit Rucksicnt auf das soziale

-  9 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- ® -  123
Wohl und Wehe der Belegschaftsangehörigen Anderer­
seits müssen die Interessen des Unternehmens und des 
Unternehmers schon aus volkswirtschaftlichen Gründen 
ihre Berücksichtigung finden Diese Umstande gebieten 
es, daß ein Veilangen des Betriebsrats auf Zahlung von 
Abfindungen nicht ausgeschlossen werden kann., wenn 
die dem Mitbestimmungsrecht unterliegenden Betriebs­
änderungen zu einem Verlust tfon bisherigen Arbeits­
plätzen führen Daß andererseits ein Interessenaus­
gleich auch m  der schlichten Bejahung oder in der 
schlichten Verneinung der geplanten Betriebsanderung 
bestehen kann* ist bei der Abwägung der in Betracht 
kommenden Belange ODenso wie bei ihrer Geltendmachung 
ohne weiteres denkbar und sei ausdrücklich ausgespro­
chen Der Interessenausgleich erfolgt dann derart, 
daß der Interessengegensatz, gegebenenfalls von vorn­
herein, nicht näher zum Tragen kommt
d) Die Systematik des Gesetzes führt zu keinem an­
deren Ergebnis Zwar gehört die Zahlung von Aoflndun- 
gen begrifflich entweder zu dem personellen (so DB 
66, 1693) oder wohl richtiger zu dem sozialen (so 
Gei hard Müller, BB 57* ^0 9) Bereich Jedocn sieht 
§ 7^ BetrVG selbst die Zahlung von Abfindungen vor, 
obwohl die Vorschrift systematisch zum Bereicn der 
Regelungen über die Mitbestimmung in wirtscnaftli- 
chen Angelegenheiten gehört Es überschneiden sicn 
hier, wie übrigens auch m  dem vom erkennenden Sena<6 
in BAG 2o, 79 ff = AP Mr 1 zu § 56 BetrVG Betrieos- 
buße entschiedenen Pall, die verschiedenen EDenen, 
ivie sogar Regelungen des Kundigungsschutzrechts ln 
§ 71* BetrVG mit einbezogen sind Das Argument, daß 
die §§ 72 ff BetrVG nur den wirtschaftlichen Bereich 
betiafen und deshalb mit der Forderung von Aofmdun- 
gon nicht vei einbar waren, ist also n̂ -cnt zutreffend
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Zudem wäre jede andere Ansicht nicht einmal prakti­
kabel In wenigstens einer Vielzahl der Fälle ent­
spricht es nicht nur den Interessen der Arbeitneh­
mer, sondern auch denen des Unternehmers, wenn ein 
Sozialplan durchgeführt wird Vielfach ist nämlich 
eine angemessene Lösung nur zu finden, wenn die vom 
Unternehmer beabsichtigten Maßnahmen zwar erfolgen, 
aber den Arbeitnehmern Abfindungen gezahlt werden
e) Aus alledem ergibt sich, daß die Annahme des 
Landesarbeitsgerichts, die Vereinbarung vofi Abfin­
dungszahlungen sei mit dem Begriff des Interessen­
ausgleichs nicht vereinbar, unrichtig ist Der Be­
triebsrat war berechtigt, seine Zustimmung, auf die 
die Beklagte angewiesen war, von Abfindungszahlungen 
durch die Beklagte abhängig zu machen, sie wurden 
als zulässiger Bestandteil des Interessenausgleicns 
emgeiuhrt Der Interessenausgleich mußte dies dann 
miteinbeziehen,
2  ̂ Das Landesarbeitsgericht stellt nun fest (Ur­
teilsausfertigung S daß es zu einer Einigung
Uber die Höhe der Abfindungen nicht gekommen ist 
Deshalb mußte die Beklagte, wollte sie die Folgen 
aus § 7^ BetrVG vermeiden, die behördliche Stelle a * 
und oder die Vermittlungsstelle nach § 72 Abs/ 2 
BetrVG anrufen (vgl BAG Io, 529 [55^] = AP Nr 2 
zu § 72 BetrVG) Das hat sie nicht getan Nacn dem 
Urteil des Senats AP Nr 6 zu § 72 BetrVG muß sie 
daher die Abfindungen oezahlen, ohne daß es auf 
ihr Angebot hinsichtlich des kostenlosen Transports 
und auf ihren Versuch, die Klager be a einer anderen 
Firma unterzubrmgen, sowie auf die Reaktion des 
Betilebsrats hierauf ankommt Zwingende Gründe im 
Sinne von § 7^ BetrVG hat sie ebenfalls ment gel­
tend gemacht
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Soweit sich das Landesarbeitsgerieht zur Begrün­

dung seiner abweichenden Ansicht auf das vorgenannte 
Urteil des Senats beruft, hat es dieses offensicht­
lich mißverstanden Dort ist nicht, wie es im ange­
fochtenen Urteil heißt, gesagt worden, der Anspruch 
auf Zahlung einer Abfindung sei nur gegeben, wenn 
ein Versuch, einen Interessenausgleich herbeizufUh­
ren, nicht einmal gemacht, der Urternehmer dem Be­
triebsrat gegenüber also gar nicht tätig geworden 
sei Vielmehr hat der Senat dort dem Unternehmer, 
der den Betriebsrat völlig ubergeht, denjenigen 
gleichgestellt, der nach anfänglicher Einschaltung 
des Betriebsrats, bei der es nicht zu einem Inter­
essenausgleich gekommen ist, das im Gesetz vorge­
schriebene Verfahren nicht voll ausschopft

Hierbei kommt es auch auf ein Verschulden oder 
auf eine Vorwerfbarkeit nicht an. Im Gesetz werden 
diese Voraussetzungen als Umstände, die deh Anspruch 
auf die Zahlung von Abfindungen bedingen, nicht ge­
iordert Die Pflicht des Unternehmers zur Zahlung 
einer Abfindung nach § 7^ BetrVG ist kein Ausfluß 
einer Schadenersatzverpflichtung, vielmehr handelt es 
sich bei ihr um eine Sanktion (BAG AP Nr 6 zu § 72 
BetrVG) Bei einer solchen Sanktion aber ist ein Ver­
schulden oder eine Vorwerfbarkeit nur dann Anspruchs- 
voiaussetzung, wenn das Gesetz dies ausdrücklich be­
stimmt, was nicht geschehen ist Die Zahlungspflicht 
besteht nicht nur, wenn ohne zwingenden Grund von 
der Einigung oder dem Vorschlag der Emigungsstelle 
abgewichen wurae, sondern auch in den weiteren Pal­
len, wie sie m  den Entscheidungen BAG Io, 329 ff und 
BAG AP Nr 6 zife 72 BetrVG genannt sind Durcn die in 
diesen Fallen ebenfalls eintretende Sanktionsvurkung 
soll die Mitbestimmung des Betriebsrats m  wirtschaft­
lichen Angelegenheiten deren Bedeutung entsprechend 
umfassend una m  allen Phasen ihrer Prozedur sicher- 
gestellt werden
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Verfehlt sind auch die Schlüsse, die das Landes- 
arbeitsgericht aus dem Verhalten des Betriebsratsvor- 
sitzenden und eines weiteren Betriebsratsmitglieds 
zieht Wenn diese aufgrund eigener Kündigungen, ohne 
Abfindungen zu fordern, ausgeschieden sind, so haben 
sie damit noch nicht auf die Ansprüche der Kläger ver­
zichtet Dazu waren sie rechtlich nicht einmal in der 
Lage
3 Es genügte, was das Landesarbeitsgericht verkennt, 
eben nicht, daß der Betriebsrat frühzeitig und voll­
ständig unterrichtet war § 72 BetrVG gibt ihm ein
Mitbestimmungsrecht, nicht nur einen Anspruch auf Unter-«
nchtung Dieses Mitbestimmungsrecht hat die Beklagte,

' weil sie ohne die Herbeiführung eines recht verstande­
nen Interessenausgleichs Kündigungen zwecks Stillegung 
ausgesprochen hat, tangiert Deshalb müssen sie die 
Folgen des Gesetzes treffen, ohne daß es auf ein Ver­
schulden Ihrerseits ankommt
III Darüber hinaus weist die Revision mit Recht dar­
auf hin, daß das angefochtene Urteil irrigerweise eine 
Zustimmung des Betriebsrats zu der geplanten Stille­
gung unterstellt»

Im Schreiben des Betriebsrats vom 1 März 1968 
war auf dessen Mitbestimmungsrecht nach § 72 |bs 1 a 
und b BetrVG ausdrücklich hingewiesen worden, weiter 
waren m  ihm die gestaffelten Abfindungen vorgeschla­
gen worden Daraus ergibt sich, daß der Betriebsrat 
sein Mitbestimmungsrecht ausuben wollte und zu einer 
Zustimmung zur Stillegung nur dann bereit war, wenn 
die Beklagte den Vorschlag hinsichtlich der Aofindun- 
gen annahm

Im Schreiben vom 27 März 1968 bot die Beklagte 
demgegenüber niedrigere Abfindungen als die vom Be­
triebsrat vorgeschlagenen an Nacn dem m e r  mindeäpns
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analog anzuwendenden § 15o Abs* 2 BGB (vgl hinsicht­
lich der Fristsetzung auch die §§ 148, 15o Abs 1 BGB) 
lag darin eine Ablehnung verbunden mit einem neuen 
Antrag Daß der Betriebsrat diesen neuen Antrag nicht 
angenommen hat, ist unstreitig Das Landesarbeitsge- 
richt stellt ausdrücklich fest, daß auch in der Be­
sprechung vom 28 Marz 1968 eine Einigung Über die 
Hohe der Abfindungen nicht erzielt worden ist Daß 
es spater ebenfalls möht zu einer solchen Einigung 
gekommen ist, tragt die Beklagte selbst vor (Bl 7,
17 Vorakten), das ergibt sich zudÄm daraus, daß sich 
die Beklagte weigert, übeihaupt Abfindungen zu zah­
len

Das Angebot vom 1 Marz 1968 war ein einheit­
liches Es kann deshalb nicht willkürlich in zwei 
Teile aufgeteilt werden. Hätte der Betriebsrat seine 
Zustimmung schlicht verweigert, ohne einen Zusatz 
hinsichtlich der Abfindungen zu machen, so ware 
die Beklagte gezwungen gewesen, das gesetzlich vorge­
schriebene Verfahren voll auszuschbpfen Die Annahme, 
daß sie dazu nur deshalb nicht gezwungen sein soll, 
weil das Angebot des Betriebsrats eine - wenn auch 
nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts unzulässige - 
Bedingung enthalten hat, verkennt gerade die Elnneit 
des Vorschlages.

Nach dem Urteil des Senats AP Nr 6 zu § 72 
BetrVG muß bei der Bedeutung des Interessenaus­
gleichs das Einverständnis des Betriebsrats eindeu­
tig vorliegen Davon kann im Streitfall nicht die 
Rede sein Selbst wenn der Betriebsrat im Unrecht 
gewesen ware, als er seine Zustimmung zur Stillegung 
von der Bewilligung der Abfindungen durcn die Be­
klagte abhängig machte, so konnte daraus noch ment
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der Schluß gezogen werden.» er habe der Stillegung 
zugestimmt Wer nur unter einer Bedingung zustimmt» 
mag diese berechtigt sein oder nicht, stimmt eben 
nicht, jedenfalls nicht eindeutig zu, er will nicht 
die Verwirklichung des Vorhabens, zu dem zugestimmt 
werden soll, sondern ein anderes Ergebnis. Es kommt 
also für den Pall der Mitbestimmung in wirtschaft­
lichen Angelegenheiten nicht zu einem Ausgleich 
Wird die Bedingung von der Gegenseite nicht angenom­
men» weil sie, was hier einmal unterstellt werden 
soll, unzulässig war, so fehlt es scjlange an einer 
Zustimmung, wie die Bedingung nicht fallengelassen 
ist Daß letzteres geschehen wäre» stellt das Lan­
desarbeitsgericht nicht fest, das hat nicht einmal 
die Beklagte vorgetragen Dafür, daß aus irgendwel­
chen Gründen trotz der Bedingung deren Nichtgeltend­
machung und damit die bedingungslose Zustimmung zu 
unterstellen ware, ist nichts ersichtlich

Nach alledem ist davon auszugehen, daß es im 
Streitfall an der Zustimmung des Betriebsrats una 
somit an einem Interessenausgleich gefehlt hat Daß 
die sonstigen Voraussetzungen des § 74 BetrVG vor- 
liegen, ist außer Streit. Da die Beklagte die Ver­
mittlungsstelle nicht eingeschaltet hat, ist sie 
deal Grunde nach zur Zahlung von Abfindungen ver­
pflichtet
IV Hinsichtlich der Höhe der Abfindungen ist 
nach § ?4 BetrVG u a die beiderseitige wirtschaft­
liche Lage zu berücksichtigen Dazu hat das Landes- 
aibeitsgencht nichts festgestellt Es konnte daner 
nur Grundurteil gemäß § 2o4 ZPO ergehen (vgl BAG 
12, 1?4 [184] = AP Nr 2o zu § 66 BetrVG) 
gez Dr Muller Wendel Uj.cnmann

Gobel Gnade
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